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0. Einleitung, Gliederung

Nach einem definitorischen/konzeptionellen Abschnitt (1.) wird zunächst (2.) ein Überblick über die Entwicklung der Politikevaluierung in Deutschland insgesamt gegeben. Sodann (3.) wird die Evaluierung der Verwaltungsreformpolitik („Institutionenpolitik)  detaillierter (von Evaluierungsansätzen bis  Evaluierungsergebnissen) diskutiert. Abschließend (4..) wird Evaluierung als Lernprozess und die Verwendung von Evaluationsergebnissen in Politik und Verwaltung erörtert.
1. Definitionen
1.1. Evaluierung/ Evaluation
Unter Politikevaluierung (engl.: policy evaluation) oder Programmevaluation/-forschung (US-amerkanisch: program evaluation, vgl. Derlien 1981)
  sind Analyseverfahren zu verstehen, die darauf gerichtet sind, die Zielerreichung und Wirkungen staatlicher Politik/politisch-administrativen Handelns zu erfassen und zu bewerten (vgl. Wollmann 2011: 456 ff..). Mit Blick auf die Zielerreichung und einen „Soll-Ist-Vergleich“ ist vielfach auch von „Erfolgskontrolle“ die Rede
. Vor diesem Hintergrund kann Evaluierungsforschung als die systematische, sich sozialwissenschaftlicher Methoden bedienende Konzipierung und Durchführung von Evaluierung bezeichnet und insofern als Variante angewandter Sozialforschung eingestuft werden. Zur Abgrenzung von konzeptionell und gegenständlich verwandten Fragestellungen und Ansätzen mag der (in der Politikfeld-/Policyforschung gebräuchliche) „Politikzyklus“ (policy cycle) dienen, der konzeptionell zwischen Politikformulierung, Politikimplemenation/-realisierung und  Politikbeendigung/ Wirkungen abrollt ((vgl. etwa Bogumil/Jann 2007:26)): Während die Policy-Forschung auf eine umfassende Analyse des Policy-Zyklus angelegt ist (und gewissermaßen als „Oberbegriff“ gelten kann), hebt die Implemen​tationsforschung (vgl. Mayntz 1980, Wollmann 1980) in erster auf den Realisierungsprozess von Politik (und dessen Verknüpfung mit der  Politikformulierung) ab, während die Evaluierungsforschung auf die Wirkungen (und deren  Bedingtheit durch die vorherigen Policy-Phasen) fokussiert ist.
1.2. Abgrenzung: Verwaltungspolitik und „substanzielle“ Politik.
Zur Bestimmung von Verwaltungspolitik als hier interessierenden Gegenstand von Evaluation ist an deren Abgrenzung zur „substanziellen“ Politik zu erinnern (vgl. Wollmann 2000, 2002. Während die erstere („normale“) Politik auf Gestaltung und Veränderung von (ökonomischen, sozialen, ökologischen, technologischen usw.) Prozessen unter Einsatz bestimmter Handlungsprogramme, rechtlicher Regelungen usw. gerichtet ist
, zielt Verwaltungspolitik (vgl Böhret 2011: 62) oder Institutionenpolitik (vgl. Kuhlmann 2009) darauf,  die organisatorischen, personellen und prozeduralen  Strukturen von Verwaltung zu verändern. Unter Anspielung auf jene andere politikwissenschaftlich gebräuchliche Begriffstriade gesprochen werden, in der zwischen polity als dem institutionellen und prozeduralen „Gehäuse“  von Politik,  politics als deren Konflikt- und Entscheidungsprozess und policy als deren Gegenstand  und Inhalt unterschieden wird, könnte man auch von Polity-Politik sprechen (vgl. Wollmann 2000)
1.3.  Reichweite und Typen der Evaluation von Verwaltungspolitik und –handeln. 
In Abbildung der komplexen mehrgliedrigen Wirkungskette, in der die Verwirklichung von Verwaltungspolitik verlaufen kann, werden unterschiedliche Typen von Evaluation unterschieden (vgl. Wollmann 2000, 2002, Pollitt/Bouckaert 2000: 110 f., 2004, Kuhlmann 2009, Wollmann/Kuhlmann 2011), nämlich, entlang der Wirkungskette je nach konkretem Untersuchungsfokus, Institutionenevaluation (unmittelbare organisatorische, personelle, prozedurale usw. Veränderungen?),  Performanzevaluation  (Veränderungen der Handlungsmuster, Leistungsfähigkeit usw.?), output-, outcomes-, impact-Evaluation (als output usw. zu erfassende Ergebnisse und Wirkungen?) oder auch System-Evaluation“ (darüber hinausgehende Auswirkungen auf das Politik- und Verwaltungssystem?)
 

1.4.  Ansätze und Varianten von Evaluation
In der einschlägigen Literatur werden Ansätze und Varianten von Evaluation
 (oder „Erfolgskontrolle“)
 üblicherweise (vgl. etwa Wollmann 2000, 2003a) danach unterschieden, an welchem Punkte des Policy-, Management- bzw Evaluationszyklus (Zielbestimmung, Implementation, Termination/Wirkungen) und zu welchem Zweck das Evaluierungsverfahren und ihm eigentümliche kybernetische Rückmeldeschleife ansetzen 
Ex ante Evaluation 
wird in der Phase der Politik-/Programm-usw. Formulierung mit dem Ziel unternommen, die 
Wirkungen einer künftigen Intervention vorab abzuschätzen (pre-assessment). Die ex-ante-
Logik liegt z.B.ex-ante-Kosten-Nutzen-Analysen und Folgenabschätzungen (etwa
 Umweltfolgenabschätzung (Environmental Impact Assessment) und  
Gesetzesfolgenabschätzung (vgl. Konzendorf 2011) zugrunde. 
Formative (oder in neuerer Diktion) on-going Evaluierung
 setzt noch während der Programm‑/Maßnahmenrealisierung, nach Mög​lichkeit von deren Anfang an ein und dient der früh- und rechtzeitigen Rückkopplung (feedback) von (Zwischen‑)Er​gebnissen an die relevanten (politischen, administrativen und gesellschaftlichen) Akteure, um etwaige Kor​rekturen noch im laufenden Programm‑, Projekt‑ und Maßnahmenvollzug zu ermöglichen und das Programm/die Maßnahme unter Umständen vorzeitig abzubrechen. .
Der formativen Evaluierung steht die Begleitforschung nahe, innerhalb derer wiederum zwischen einer „distanzierten“, die analytische Funktion betonenden, einer (zusätzlich) beratenden und einer sich in die Programm‑/Maßnahmenrealisierung ak​​​tiv einmischenden (intervenierenden) un​terschieden werden kann; die Letztere wiederum weist Übergänge zur Aktionsforschung auf.   
Ex-post oder summative) Evaluation 

Evaluation wird nach Beendigung (termination) des Handlungsprogramms/der Maßnahme begonnen und durchgeführt. Als „klassischer“ Variante von Evaluation ist ihr herkömmlich die Aufgabe gestellt, den Zielerreichungsgrad des zu evaluierenden Programms/Maßnahme zu ermitteln und  die das Gelingen  bzw. Scheitern bedingenden Gründe zu identifizieren.                 
Hierbei soll die Evaluation nicht nur die Ziele (als intendierte) Wirkungen, sondern auch die
 nicht-beabsichtigten Wirkungen (unintended consequences) im Visier haben, einschließlich

„fataler“ (Neben-)Wirkungen („fatal remedies“,  vgl. Kuhlmann/ Wollmann 2006: 374 mit weiteren Nachweisen). Bleiben die letzteren unberücksichtigt, kann dies das Ergebnis der Evaluation verfälschen..
Desgleichen soll die Evaluation auch die (in Evaluationsanalysen  bisher vielfach 
vernachlässigten)  Transaktionskosten der angestrebten Veränderungen 
erfassen (vgl Kuhlmann/Wollmann 2006, Wollmann/Kühlmann 2011: 564). In 
Anknüpfung an auf R.H. Coase (1937) zurückgehende institutionenökonomische Konzepte 
sind unter verwaltungspolitischer Fragestellung als Transaktionkosten solche 
personellen, organisatorischen,  zeitlichen usw. Aufwendungen zu berücksichtigen, die 
für die Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung des zu evaluierenden
 Programms/Projekts erforderlich sind.
. 

Effizienz
Effienz-Analyse sind evaluative Verfahren, in denen das Verhältnis von Input (aufgewandte organisatorischen, personelle, finanzielle usw. Ressourcen) und Output (erreichte Ziele, Wirkungen, Erträge) ermittelt und „saldiert“ werden. In einer solchen „Saldierung“ sollten auch und gerade die „Transaktionskosten“  in Rechnung gestellt werden. 
Dieser evaluativen Logik stehen (ex-post) Kosten- Nutzen-Analysen nahe. Sind sie als (ex ante) Kosten-Niutzen-Analysen darauf angelegt, die Kosten und Nutzen, unter Umständen in mehreren Handlungsvarianten („Szenarien“), vorab abzuschätzen,  sind sie den ex ante Evaluationsansätzen zuzurechnen.  
Interne oder externe Evaluierung
Bei interner Evaluierung von Verwaltungshandeln ist die Verwaltung selbst Initiator und 
Träger des evaluativen Verfahrens. Dies trifft in Sonderheit auf die Controlling Verfahren zu, 
die, wie weiter unter herausarbeitet wird, in der Konzeption des Neuen Steuerungsmodells
 die zentrale Funktion haben, verwaltungsintern Analyse-, Informations- und 
Rückmeldeschleifen zu etablieren und steuerungs- und kontrollrelevante Informationen über
 Leistungen und Kosten des Verwaltungshandelns zu kommunizieren. 

Demgegenüber wird externe Evaluation  von Trägern außerhalb der Verwaltung geleistet.
. Dies ist zum einen vor allem dann der Fall, wenn externe Forschungseinrichtungen von
 Politik und Verwaltung beauftragt und finanziert werden,  im Wege sog.
 Auftragsforschung (contractual research, vgl. Wollmann  2002b) Evaluationsuntersuchungen durchzuführen. Des weiteren können andere (außeradministrative) öffentliche Akteure (insbesondere Parlament und Rechnungshof) Initiatoren und Träger von (externer) Evaluationen
 auftreten.

1.5. Methoden der Evaluationsforschung

In dem Maße, wie Evaluationsforschung angewandte Sozialforschung ist, stellen sich ihr die der allgemeinen sozialwissenschaftlichen  (Grundlagen-) Forschung geläufigen methodischen Probleme, teilweise in durch ihre spezifischen Probleme (Konzipierung der Wirkungen, Identifizierung der relevanten kausalen Zusammenhänge) besonderer und acuh verschärfenden Form. An dieser Stelle sei auf einschlägige Darstellungen der Methodologie der Evaluationsforschung verwiesen  („klassisch“ Campbell/Stanley 1963,  ausführlich Wollmann/Hellstern 1977, ferner etwa  Pollitt/Bouckaert 2003, Caracelli 2006, jeweils mit weiteren Nachweisen). 
1.6. Internationaler Stand von Evaluation und  Evaluationsforschung
Da sich der folgende Aufsatz auf den „deutschen Fall“ beschränkt und konzentriert, seien   zur Information einige einschlägige auf internationalen Überblick und Vergleich zielende Abhandlungen genannt, etwa Levine et al. 1981,  Rist 2000,  Furubo/Rist/Sandahl 2002 (deren „Atlas“ die Evaluation in 25 Ländern erfasst), Wollmann 2003a und zuletzt Widmer/Beywl/ Fabian 2009 (mit politiksektoralen Aufsätzen zur Evaluation in Deutschland, Schweiz und Österreich). 
2. Entwicklungsphasen der Politikevaluation.
2.1.  Politik- und Verwaltungskontrolle in der “traditionellen“ Politik- und Verwaltungswelt 
In der „traditionellen“ Politik- und Verwaltungswelt, die nach der Wiederbegründung der demokratischen Verfassungsordnung nach 1945 zunächst wieder bestimmend war und in deren rechtsstaatlichen Überlieferung, idealtypisch verkürzt gesprochen,  Politik primär durch  Gesetzgebung und deren Vollzug verwirklicht wurde, lassen sich vor allem vier „Kontrollschleifen“ identifizieren (vgl. Wollmann 2009): 
· die politische Kontrolle von Regierung und  Verwaltung durch die Parlamente,  
· die Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch die Rechnungshöfe, 

· die Überprüfung der Gesetzmäßigkeit des Politik- und Verwaltungshandelns durch die Gerichte und
· die verwaltungsinterne Kontrolle durch Formen und Verfahren verwaltungsinterner (vertikal-hierarchischer) Führung und Aufsicht („Max Weber Modell)
Der rechtstaatlich geprägten und „konditionalprogrammierten“ Politik- und Verwaltungswelt waren systematische empirische Analysen zur Zielerreichung und Effizienz von Politik und  Verwaltungshandeln weitgehend ungeläufig (Zur Konzipierung von „konditional“- vs. „finalprogrammiert“ vgl. Luhmann 2004). 
2.2.  Evaluation im politisch-administrativen Kontext nach den 1960er und 1970er Jahren

Im Verlauf der 1960er Jahre, insbesondere nach 1969, mit Bildung der der Sozial-liberalen Koalition vollzogen sich im Politik-  und Verwaltungssystem der Bundesrepublik tiefe Veränderungen und Umbrüche. 

Wichtige politikkonzeptionelle und –instrumentelle Anstöße kamen aus den USA. Hier wurden in den mittleren 1960er Jahre – unter den Präsidenten Kennedy und Johnson – weitreichende wohlfahrtsstaatliche Reformprogramme, insbesondere der „War on Poverty“ angestoßen und  eine Modernisierung  des staatlichen Handlungssystem eingeleitet, zu der die ansatzweise  Einführung von  Informations- und Planungssystemen (Programming, Planning, Budgeting System, PPBS) in den Ministerien ebenso gehörte wie die Evaluation der Reformprogramme und eine (von Donald Campbell 1969 als „reforms as experiments“ proklamierte) „Verwissenschaftlichung“ der Reformpolitik durch von Evaluation begleitete Sozialexperimente (ausführlich Hellstern/Wollmann 1984b: 25 ff.).

Auch in der Bundesrepublik löste nach 1969 die von der  Sozialliberalen Koalition unter Willy Brandt ausgerufene „Politik der inneren Reformen“  einen Schub von Reformpolitiken aus, der mit dem Anlauf auf eine umfassende Modernisierung von Politik und Verwaltung einherging. Mit Anleihen an PPBS wurden auch hier der Auf- und Ausbau von Planungs-, Evaluations- und Informationskapazitäten als organisatorisch-instrumentelle Voraussetzung für „aktive Politik“ (Mayntz/Scharpf 1969) angesehen. Hierbei gewann auch hier die Leitvorstellung einer „rationalen“ Politik und eines Politikzyklus Geltung, der über die Triade von Planung/Implementation/Wirkung abläuft und in dem Evaluation als die strategisch maßgebliche kybernetische Rückmeldeschleife eine zentrale Funktion hat. In dem Maße, wie der Vorrang, den in der Vergangenheit „konditionalprogrammierte“ Gesetzgebung als Politikinstrument hatte, von „final-programmierten“ Handlungs- und Förderprogrammen (z.B. Städtebau-, Technologieförderung) abgelöst wurde, deren Verlauf sich „konditionalprogrammierter“ Festsetzung entzog, gewann die empirisch informierte „Erfolgskontrolle“ einen strategischen Stellenwert. Überdies wurden - in unverkennbarer Anknüpfung an das US-amerikanische Vorbild und in der deutschen Politiktradition beispiellos -  systematisch evaluierte Vorhaben von „experimenteller Politik“ in einer Reihe kontroverser Politikfelder ins Werk gesetzt (so Schulversuche mit integrierter Gesamtsschule, Einphasen-Juristenausbildung, Geschwindigkeitsbegrenzung auf Autobahn, vgl. Überblick bei. Hellstern/Wollmann 1983b, vgl.  politiksektorale Berichte in Hellstern/Wollmann 1983a, zu damaligen Gesetzgebungsexperimenten vgl. Wollmann 1986).
Einen wichtigen Schritt in der institutionellen und instrumentellen Verankerung der Evaluierungsfunktion in der deutschen Politik- und Verwaltungswelt markierte die Bundeshaushaltsordnung (BHO) vom 19.8.1969, die unter der Überschrift „Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung“ „angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für alle finanzwirksamen Maßnahmen“ (des Bundes) vorschrieb (für Einzelheiten vgl. Hellstern/Wollmann 1984b: 49 ff, auch Stockmann 2006: 31, Bundesbeauftragter 1998: 11). Nach mehreren Novellierungen enthalten die Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu § 7 BHO (in der Fassung vom 14.3.2001) nunmehr detaillierte Regelungen zu den „Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Instrument der Erfolgskontrolle“ 
.  Parallel zu den Vorschriften der BHO wurden auch in allen Bundesländern deren Landeshaushaltsordnungen novelliert. 

Organisatorisch-institutionell spiegelte sich diese Entwicklung in dem Ausbau von Planungs-, , Informations- und Evaluationseinheiten in den Verwaltungen von Bund und Ländern, aber auch Kommunen  wider (vgl. Derlien 1976, vgl. die politiksektoralen Berichte in Hellstern/Wollmann 1984a für die Bundesebene und in Hellstern/Wollmann 1984c für die Kommunalebene).

In ihrer ersten Aufschwungphase bis in die mittleren 1970er Jahre hatte Politikevaluation als Reflex ihres reformpolitischen und „planungseuphorischen“. Entstehungskontextes vor allem die Verbesserung der Wirksamkeit (output) staatlichen. Politik im Blick. Schon ab den mittleren 1970er Jahren – als Reaktion auf die ökonomischen und budgetären Krise, die im Gefolge des des (ersten) Erdölpreisschocks nach 1973 einsetzte, -  wurde der (kurzlebige) „planungseuphorische“ Reformoptimismus  von einer „planungsernüchterten“ und zunehmend „neo-liberal“ inspirierten Politik der Haushaltskonsolidierung abgelöst, in der der Evaluation vorrangig die Aufgabe einer Einsparung und Reduzierung der Kosten (inputs) beigemessen wurde. 

Zur Expansion der Evaluationsforschung trug wesentlich bei, dass der Bundestag (ebenso wie zum Teil auch die Landtage) die Beschlüsse über neue Förderprogramme und Maßnahmen vielfach mit der Verpflichtung der Regierung verbanden, diese möge nach bestimmter Frist über deren Wirkung berichten (zu dem „Berichtswesen“ der Bundesregierung vgl. Derlien 1975). In Ermangelung eigener interner Analysekapazitäten gingen  die Bundesministerien mit Hilfe der ihnen hierfür bewilligten Ressortforschungsmittel dazu über, externe Forscher und Forschungsinstitute mit der Durchführung von Evaluationen (vielfach im Wege von Ausschreibungen) zu beauftragen. In dem Maße, wie sich privatwirtschaftlich agierende nicht-universitäre Forschungseinrichtungen und -firmen in der Konkurrenz um diesen expandierenden „Forschungsmarkt“ und seine „Auftragsforschung“ durchsetzten, hat sich die Forschungslandschaft, die traditionell von unveriversitärer Grundlagenforschung geprägt war, durch das Vordringen  „forschungsmarktfinanzierter“ Beratungsforschung tiefgreifend verändert (vgl. Wollmann 2002b).
Gleichzeitig zeigten der Bundesrechnungshof ebenso wie die Landesrechnungshöfe, auf die erwähnte Neufassung der Bundeshalts- bzw. Landeshaushaltsordnung reagierend, zunehmend das Interesse und die Bereitschaft, über das enge traditionelle Aufgabenverständnis einer Prüfung von „Ordnungsmäßigkeit“ und „Wirtschaftlichkeit“ hinauszugehen und den Weg weitergehender „Erfolgskontrolle“ von Politik- und Verwaltung zu beschreiten, sei es, dass sie ihre eigenen Prüfungen auf entsprechende Sachverhalte ausdehnten oder evaluative Untersuchungen bei Regierung und Ministerien anmahnten (für den Bundesrechnungshof vgl. Dorn 1984, Wittrock 1984, für Beispiele aus den jährlichen „Bemerkungen“ des Bundesrechnungshofs ab 1982 vgl. Bundesbeauftragter 1998: S. 74 ff., zu den Landesrechnungshöfen vgl. Dieckmann 2001.. 

Als Ergebnis des Aufschwungs, den die Politikevaluation in der Bundesrepublik seit den späten 1960er Jahren erlebte, gehörte diese in Europa – neben Schweden und Großbritannien – zu den Vorreitern und den Ländern „der ersten Welle“ (vgl. Levine, Wagner/Wollmann 1986, Derlien 1990a, 1990b). 

Die weitere Entwicklung der Politikevaluation in der Bundesrepublik kann an dieser Stelle nur kurz gestreift werden (für Übersichtsaufsätze vgl. Stockmann 2006b und Widmer/Beywl/Fabian 2009b, für politiksektorale Berichte vgl. Stockmann 2006a sowie zuletzt Widmer/Beywl/Fabrian 2009). 
Zunächst ist daran zu erinnern, dass im Gefolge des deutschen Einigungsprozesses das gesamte von der DDR hinterlassene Hochschul- und Forschungssystem Gegenstand einer umfassenden – über die Fortführung oder „Abwicklung“ von Lehr- und Forschungseinrichtungen  entscheidenden – Evaluierung wurde und dass hiervon Anstöße dazu ausgingen, in der „alten“ Bundesrepublik mit ähnlich rigorosen Evaluierung in diesen Feldern Ernst zu machen. 
Die Evaluierung im Schul-Bereich erhielt zudem wesentlichen Antrieb durch die seit 2000 unter der Ägide der OECD in dreijährigem Rhythmus durchgeführten sog. PISA-Untersuchungen (vgl. Büeler 2006, Maag Merki 2009). Zu der (seit 1998 landesgesetzlich vorgeschriebenen) Evaluierung im Hochschulbereich vgl. Kromrey 2006, Schmidt 2009). Im Mittelpunkt der  Evaluation von Arbeitsmarktpolitik stand die groß angelegte Evaluation zu „Hartz IV“ (vgl. Banbel et al. 2006, Wagner 2009). 
Nachhaltige Anstöße erhielt die Politikevaluation auch in Deutschland dadurch, dass die EU seit 1995 die systematische Evaluation ihrer Strukturfondsprogramme  und für diese innerhalb  eines fünfjährigen Programmzyklus die  Sequenz von ex ante, on-going (mid term) und ex post-Evaluation vorgeschrieben hat (vgl. Leeuw 2006: 75 ff, Schwab 2009: 409 ff.). Für die ex post Evaluation die EU und die Mitgliedsländer gemeinsam zuständig sind, während die ex-ante sowie die on-going (mid-term) Evaluation eher Sache der Mitgliedsländer sind.. Hieraus ist ein kaum noch überschaubares Evaluationssystem entstanden. Die von der EU-Kommission allein im Förderabschnitt 1996-1998 veranlassten Evaluationsprojekten werden mit 300 veranschlagt (vgl. Leeuw 2006: 75)
. 
 An der EU-induzierten Evaluationsdynamik wirkt auch die deutsche „evaluation community“ (insbesondere deren „freie,  meist private oder als An-Institute organisierte Forschungseinrichtungen“, Schwab 2009: 410) in erheblichem Umfang mit, sei es im Rahmen von Evaluationsvorhaben der Bundesländer oder sei im Rahmen von Forschungsaufträgen der  EU Kommission in der hierfür eigentümlichen Form von internationalen Konsortien. 

Zwar kann  Deutschland ausweislich  der Untersuchung von  Furubu/Rist//Sandahl  2002, in der der Stand der Evaluation am Ende der 1990er Jahre  aufgrund eines breiten Satzes von Merkmalen in 25 Ländern  international vergleichend analysiert und in eine Rangfolge gebracht wurde, weiterhin zur Spitzengruppe gerechnet werden (vgl. Furubo/Sandahl 2002, ähnlich Leeuw 2006: 67). Jedoch muss dieses Bild nach Politikfeldern differenziert und modifiziert werden (vgl. Widmer/Leeuw 2009). Hierbei ist an die kritische Einschätzung des Bundesrechungshofs zu erinnern, der – aufgrund einer Untersuchung aller Bundesministerien – zum Ergebnis kam, dass  „in vielen Ressorts die Voraussetzung n für eine systematische Erfolgskontrolle nicht gegeben sind“ (Bundesbeauftragter 1998: 24), 
3. Evaluation von  Verwaltungsreform-/Institutionenpolitik
Wie in der Einleitung ausgeführt, soll in diesem 2. Abschnitt der Fokus auf Verwaltungsreform-/Institutionenpolitik gerichtet und  die hierfür relevanten Evaluierungsansätze (und auch Evaluierungsergebnisse) herausgearbeitet werden (dieser Abschnitt stützt sich wesentlich auf  Kuhlmann 2009,  Wollmann/Kuhlmann 2011). 

Nachdem in Deutschland die Diskussion um eine Modernisierung von Staat und Verwaltung gegenüber der internationalen Diskussion bis in die frühen 1990er Jahre bemerkenswert  distanziert geblieben war,  in der, von Großbritannien unter neo-liberalen Ägide Margaret Thatchers ausgehend, die Konzepte eines  seit den späten 1970er längst dominierten (vgl. Wollmann 1996), fand der von New Public Management inspirierte Modernisierungsdiskurs in den frühen 1990er Jahren – vor dem Hintergrund einer sich im Gefolge der Deutschen Einheit verschärfenden budgetären Krise – fast „blitzartig“ Zugang und Aufnahme in der deutschen Reformdiskussion. In eklatantem Gesetz zur Diskurs- und Politikentwicklung in  Großbritannien, die von einem zentralistischen „von oben nach unten“ gekennzeichnet war, handelte es sich in Deutschland um eine „von unten nach oben“ Bewegung, die von der kommunalen Ebene ausging  und in der die KGSt (und ihr Leiter) die Meinungsführerschaft gewannen, dass sie, das New Public Management sprachlich und instrumentell „eindeutschend“, das Neue Steuerungsmodell (NSM) kreierten ( bahnbrechend Banner 1991) und sich dieses unter den Kommunen „wie ein Buschfeuer“ (Reichard 1994: 7) verbreitet hat. 
In Analogie zu dem die planungseuphorische Reformdiskussion der 1960er Jahre bestimmenden  Policy-Zyklus liegt dem NSM ein Managementzyklus zugrunde, der über die Triade von Zielformulierung, Implementation und Wirkung abläuft und in der Evaluation die Ablaufphasen verknüpfende kybernetischen Rückmelde(feedback)-Funktion hat.. Jedoch gehen  NPM und NSM über das der Planungsdiskussion vertraute Verständnis von Evaluation, das die Rückkopplung in erster Linie über „externe“ Evaluation sieht, darin entscheidend hinaus, dass Evaluation in erster Linie als ein verwaltungsinternes und –eigenes „selbstreferenenzielles“ Rückmeldesystem begriffen und etabliert wird (zum systemtheoretischen Konzept der „Selbstreferenzialität“ vgl. Luhmann 2004).  Angesichts des zentralen strategischen Stellenwertes, den die verwaltungsinterne selbstreferentielle Evaluationsfunktion in NPM und NSM hat, könnte man von einer weiteren (dritten ?) Welle oder Phase in der Entwicklung von Evaluation sprechen (vgl. Wollmann 2003b)
. 
Die konzeptionell das Verwaltungssystem -  verwaltungsintern (selbstreferenziell) oder auch verwaltungsextern - vernetzenden Rückmeldeschleifen sollen dazu dienen, die mit Hilfe geeigneter Indikatoren und Kennzahlen erfassten Leistungen (performance) (und Kosten) des Verwaltungshandelns (performance measurement) über  entsprechende Kommunikationskanäle (controlling) laufend oder periodisch rückzumelden und damit eine Steuerung und Kontrolle (performance management“) zu ermöglichen (vgl. Nullmeier 2011). 
Die vom  NSM propagierte Verwaltungsmodernisierung zielt vor allem in zwei Richtungen mit entsprechenden Evaluierungsansätzen (vgl. statt vieler Bogumil et al. 2007: 23 ff.)
In seiner managerialistischen Komponente soll das ob seiner operativen Inflexibilität und verwaltungsökonomischen Blindheit kritisierte Max Weber’sche Bürokratiemodell hierarchischer Steuerung und Kontrolle durch ein Steuerungssystem ersetzt werden, in dem eine höhere Flexibilität und Innovativität des Verwaltungshandeln durch ein dezentrales Ressourcenmanagement und über eine größere Handlungsautonomie des dezentralen Personals („let managers manage“) erreicht werden soll, indem die vormalige vertikal-hierarchische Kontrolle von indikatoren-gestützten evaluativen Rückmeldeschleifen (Controlling) abgelöst werden sollen (für Einzelheiten und Varianten des „Verwaltungscontrolling“ vgl.Schedler 2011). Dessen zentrales Instrument ist die Kosten-Leistungs-Rechnung (KLR), die, auf Indikatoren gestützt, über die performance des Verwaltungshandeln, insbesondere über dessen Leistungs- und Kostenstand, laufend informieren und evaluativ rückkoppeln soll. (vgl. Hilgers 2011).
Inzwischen sind  Kosten- und Leistungsrechnung und Controlling  auch in der Verwaltungspolitik der Bundesländer
 und zuletzt auch des Bundes in der Absicht aufgegriffen worden, „einen Prozess zu initiieren, der an strategischen Zielen ausgerichtete Maßnahmen festlegt, diese auf ihre Wirksamkeit überwacht und durch einen permanenten ´Soll-Ist-Vergleich´ zu weiteren Verbesserungen führt“ .

In seiner zweiten zentralen Reformkomponente zielt das NSM auf die Einführung eines neuen Budgetierungsverfahrens.. Hierbei soll einerseits in einer (inzwischen vielfach als überzogen erkannten) Unterscheidung zwischen dem „Was“ und dem „Wie“ des Entscheidungs- und Verwaltungshandelns  eine klare Zuordnung der strategischen („globalen“) Entscheidungen zum Zuständigkeitsbereich der parlamentarischen Vertretung in Abgrenzung von den Detailentscheidungen getroffen werden, für die ausschließlich die Verwaltung zuständig sein soll (vgl.  KGSt 1993,  Bogumil et al. 2007: 28). Andererseits soll durch den Übergang von der traditionellen Input-Orientierung des Budgets (detaillierte Festsetzung der der Verwaltung zu Verfügung gestellten Ressourcen) zu einer Output-Orientierung (konkrete, wenn auch nur „global“ definierte Leistungen) den politisch-parlamentarischen Gremien und Akteuren die Möglichkeit für eine effektive Kontrolle  gegeben werden, Konzeptionell wird damit  der produktorientierte Haushaltsplan zum zentralen Institut der Steuerung und eines politischen Controlling (durch evaluative indikatorengestützte Rückmeldeschleifen und Berichte) (Bogumil et al. 2007; 28)
Während die Einführung des output-orientierten Budgets und des darauf gestützten politischen Controlling durch die politisch-parlamentarischen Akteure bislang von der autonomen Entscheidung der individuellen Kommune abhing (und  bislang vielfach unverwirklicht blieb), haben sich die einschlägigen kommunalrechtlichen Voraussetzungen in einer wachsenden Zahl von Bundesländern in den letzten Jahren durch  eine entsprechende Änderung der Gemeindehaushaltsrecht einschneidend verändert (vgl. Bals 2011, Reichard 2011:282, Schöbel 2012: 100 ff.). Nachdem die Innenministerkonferenz im November 2003 einen Leittext zu einer neuen Gemeindehaushaltsordnung  beschlossen hatte,  haben inzwischen einige Länder (so Rheinland-Pfalz zum Wirkung zum 1.1.2007 und Nordrhein-Westfalen zum  1.1.2009
) Varianten eines Neuen Kommunalen Finanzmanagements
 eingeführt, durch das den Kommunen die Einführung von Gemeindehaushalten verbindlich (!) vorgeschrieben wird, in denen zum einen die bisherige Kameralistik durch die Doppik abgelöst und zum andern die Output-Orientierung („Produkthaushalte, Orientierung am Ergebnis der Verwaltungstätigkeit) verbindlich vorgegeben werden. „Zu diesem Zweck sind die Kommunen verpflichtet, in den Teilhaushalten der Haushaltspläne die wesentlichen Produkte, deren Auftragsgrundlage, Ziele und Leistungen zu beschreiben sowie Leistungsmengen und Kennzahlen zu Zielvorgaben

anzugeben“ (so Landesrechnungshof Rheinland Pfalz 20011: 46). Darin ist eine Ergänzung des Neuen Steuerungsmodells und nicht zuletzt eine Verstärkung des „politischen Controlling“ als evaluatives Verfahren zu erblicken. 

3.2.  Benchmarking als (intra- oder inter-organisatorischer) Leistungsvergleich
Unter Anknüpfung an den angelsächsischen Wortgebrauch werden als Benchmarking Verfahren bezeichnet, die darauf gerichtet sind, die Leistungsfähigkeit von Handlungseinheiten sei es intra-organsatorisch, sei es inter-organisatorisch zu vergleichen (vgl.Schuster 2001,  Kuhlmann 2003, 2004, Wollmann 2004  Seckelmann 2011). 
Seit den frühen1990er Jahre haben Ansätze des benchmarking  auch in die deutsche Verwaltungswelt Eingang gefunden. Wiederum nahm zunächst die kommunale Ebene diese verwaltungspolitische Spur auf.. Die Initiative ging zuerst von der Bertelsmann-Stiftung aus, die 1990/1991 mit einem Projekt „Grundlagen einer leistungsfähigen Kommunalverwaltung“ die Bildung von interkommunalen Vergleichsringe als ein Verfahren kommunaler Selbstevaluation und (interkommunalen) Quasi-Wettbewerbs propagierte und finanziell förderte. 
Auch wenn Leistungsvergleiche inzwischen in der kommunalen Verwaltungspolitik inzwischen einen gefestigten Platz haben, weisen sie darin eine erhebliche Schwäche auf, dass ihre Ergebnisse bislang fast ausschließlich verwaltungsintern (für die organisationsinterne Steuerung und Kontrolle) verwendet werden, während sie den kommunalen Parlamenten und der kommunalen Öffentlichkeit nicht oder eingeschränkt, jedenfalls keineswegs verbindlich zugänglich sind. Hierin unterscheidet sich Deutschland markant insbesondere von Schweden
 

Auch in den Verwaltungen der Bundesländer
 und des Bundes findet benchmarking als neues Evaluierungs- und Steuerungsinstrument wachsende  Anwendung. (siehe die Aufsätze in vgl. Kuhlmann et al. 2004).

Hervorhebung verdient in diesem Zusammenhang die Grundgesetzänderung im Rahmen der Föderalismusreform  II (Gesetz vom 29.7.2009, BGBl I 2248), die mit dem neu eingefügten Art 91d GG eine Rechtsgrundlage für Leistungsvergleiche/ Benchmarking zur Feststellung und Förderung der Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltungen geschaffen hat. Ziel der Vorschrift ist es, den föderativen Wettbewerb um die beste Lösung anzuregen. Indem die Vorschrift als „Kann-Bestimmung“ formuliert wurde, bleibt es beim Freiwilligkeitsprinzip festgehalten worden (für Einzelheiten vgl. Steckelmann 2011: 575 f.).
3.3. Externe Evaluation von Verwaltungsreformen 

Externe Evaluationsuntersuchungen zu Ergebnis und Verlauf der Verwaltungspolitik liegen bslang ungeachtet der umfangreichen Ressourcen, die in die Verwaltungsmodernisierung geflossen sind, nur in beschränktem Umfang vor 

Zum einen sind schriftliche Befragungen zu nennen, die die kommuanlen Spitzenverbände, insbesondere der Deutsche Städtetag, sowie die KGSt unter ihren Mitgliederkommunen und deren Praktiker durchgeführt haben (vgl. Grömig/Gruber 1998 und KGSt 1998).  Indessen dürfte die Verlässlichkeit dieser evaluativen Erhebungen dadurch  beeinträchtigt sein, dass  die subjektive Einschätzung beteiligter Akteure abgefragt wird und diese dazu neigen könnten,  eher ihre eigenen Erwartungen und Situationsdeutungen als die realen Gegebenheiten widerzuspiegeln.

Empirische Evaluationsuntersuchungen wurden bislang vor allem von Stiftungen finanziert. Dies gilt zum einen für die von der Wüstenrot-Stiftung geförderte Evaluationsstudie Jaedicke/Thrun/Wollmann 2000 und zum andern die von der Hans-Böckler-Stiftung finanzierte Untersuchung Bogumil/Grohs/Kuhlmann/Ohm 2007 zu, die die bislang umfassendste Evaluationsuntersuchung zu Verlauf und Ergebnis des Neuen Steuerungsmodells in den deutschen Kommunen darstellt
. Zur Reform des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesen  hat der Deutsche Städtetag ein umfassendes Evaluierungsprojekt veranlasst und finanziert (vgl. Deutscher Städtetag/PWC 2011).
Schließlich ist eine wachsende Zahl von Untersuchungen zu nennen, in denen sich die Rechnungshöfe der Bundesländer (insbesondere von Baden-Württemberg, Berlin, Rheinland-Pfalz, siehe Nachweise weiter unten) mit Fragen der Verwaltuingsmodernisierung in Landes- und Kommunalverwaltungen sowie des neuen kommunalen Finanzsystems befassen,
3.4.  Ergebnisse der (externen) Evaluierung
Bei der Evaluation von verwaltungsreformpolitischen Schritten, wie der NSM-geleiteten Verwaltungsmodernisierung,  sollten  von vornherein vor allem zwei Probleme ins Auge gefasst werden.

Zum einen ist Vorsicht geboten, ursprünglich proklamierte Reformziele  für „bare Münze“ zu nehmen und sie als Zielmarke zu behandeln. Legt die Einführungsphase des NSM doch die Vermutung nahe,  dass die beteiligten Akteure sowohl die Kritik an der „alten“ Verwaltungswelt („organisierte Unverantwortlichkeit“, G. Banner) als auch das Bild von der „neuen (schönen) Verwaltungswelt“ in reformstrategischer und -propandistischer Absicht ver- und überzeichnen. Sie im Rückblick umstandslos „beim Wort“ zu nehmen, könnte bedeuten, dass Maßstäbe angelegt werden, die von den Reformpromotoren selber „so“ nicht ernsthaft gemeint waren.

Zum andern dürfte es sich auch und gerade bei verwaltpolitischen Reformstrategien in Rechnung zu stellen, dass es bei diesen nicht nur darum geht, organisatorische Strukturen und formale Verfahren zu ändern (was verhältnismäßig kurzfristig, vielleicht sogar „mit einem Federstrich“ bewerkstelligt werden kann), sondern dass auch und insbesondere darum handelt, möglicherweise verwaltungskulturell und individuell verwurzelte Gewohnheiten und eingeprägte Verhaltensmuster zu überwinden und zu verändern (was vielfach nur als Ergebnis langwieriger Anpassungs- und Lernprozesse erreichbar scheint)
. So wünschenswert und ergiebig sein mag, Verwaltungsreformprozesse auch relativ kurzfristig (zumal nach einer zehnjährigen Laufzeit) zu evaluieren, so dürften sie am ehesten dazu taugen, die institutionellen Veränderungen („Institutionenevaluierung“) zu erfassen, jedoch kommt hierbei das Beharrungsvermögen und die Widerständigkeit (resilience, inertia) von (politikkulturellen, individualpsychologischen usw.) „Eingestelltheiten“ (Max Weber  1922/1976) nur unzureichend in den Blick.
Schließlich sei auch an dieser Stelle an von Pressman und Wildavsky eingeführte analtisch fruchtbare Unterscheidung zwischen „falscher Theorie“ (false theory) and „schlechter Implementation“ (wrong implementation) als mögliche Ursachen für das Scheitern von Reformstrategien  und –projekten (vgl. Pressman/Wildavsky 1974). Die von Verfechtern des NSM ursprünglich für die Abgrenzung von „der Politik“ und „der Verwaltung“ vorgeschlagene  dogmatische Unterscheidung zwischen „Was und wie“  ist ein eklatantes schlagendes Beispiel für eine „falsche“ Theorie, die das Scheitern des Reformprojekts von vornherein („strukturell“) programmiert, da sie – jedenfalls in dogmatischer Schärfe – mit der Stellung und Funktion eines (zumal kommunalen) „Parlamentariers“ nicht nur politikkulturell-empirisch, sondern auch verfassungsrechtlich-normativ unvereinbar ist. Gleichzeitig ist die dogmatische Unterscheidung ein Beispiel für ein ecological fallacy (vgl. Wollmann 2007: 394), d.h. für die fehlerhafte Übertragung eines Instituts von dem einem (privatwirtschaftlichen?) in ein anderen (politisch-öffentlichen?). 
Die bislang vorliegenden evaluativen Untersuchungen und Einschätzungen vermitteln ein eher skeptisches Bild von Verlauf und Ergebnissen der bisheriger NSM-angeleiteten Verwaltungsmodernisierung. 
Weitgehende Übereinstimmung besteht darin, dass sich die frühzeitige Fixierung in der Einführung des Neuen Steuerungsmodells  auf die Definition von „Produkten“ als vermeintliche Schlüsselgrößen der Neuen Steuerung als entscheidender und folgenreicher Schwachpunkt erwiesen hat. Die – durch externe Beratungsunternehmen angefeuerte – „aufwändige Erstellung ‚freischwebender’ steuerungsungeeigneter Produktkataloge“ (Banner 2000: 287) stellte sich darin als ein kosten- und zeitraubender Um- und Irrweg heraus (vgl.. Reichard 1998: 85 ff), „dass ein erheblicher Anteil der Kommunen, die Produkte definiert haben, diese weder für die Ermittlung von Budgets noch für Haushaltsverhandlungen oder die Neuorganisation von Verwaltungsprozessen und auch nicht für interkommunale Vergleiche nutzt“ (Bogumil et al. 2007: 51). Hinzu kommt, dass selbst dort, wo brauchbare Indikatoren an sich verfügbar sind, deren empirische Darstellung hinterherhinkt, zumal die Nutzung der „Verwaltungsvollzugsdaten“ hinter ihren Möglichkeiten auffällig zurückbleibt (vgl. Jaedicke u.a. 1999: 291). Diese Befunde stellen das Gelingen des NSM in dem Maße in Frage, wie es mit dem Funktionieren der auf Indikatoren und Kennziffern gestützten (kybernetischen und „selbstreferenziellen“) Rückmeldeschleifen steht und fällt

Desgleichen  konnte „die vielfach mit Elan und oft erheblichem Beratungsaufwand vorangetriebene Kosten-  und Leistungsrechnung  den unbefriedigenden Wirkungsgrad der Modernisierungsaktivitäten in der Regel nicht verbessern… Kosten- und Leistungsrechnung ein zahnloser Tiger und … eine teure Statistik“ (Banner 2001: 287:

Auch das politische Controlling erweist sich vielfach als „unterentwickelt“ (Bogumil et al. 2007: 67  Zwar wird inzwischen in einigen Städten – vorerst in Form von Pilotvorhaben – versucht, neue Informations- und Kommunikationstechnologien (einschließlich internet und e-mail) für die Einrichtung des kommunalen Berichtwesens und dessen Nutzung durch die Kommunalparlamentarier einzusetzen. Jedoch bleiben die Kommunalvertretungen noch überwiegend von den verwaltungsintern verfügbaren Controllingl-Informationen abgeschnitten und droht das das Informationsgefälle zwischen Verwaltung und Kommunalvertretung sich zulasten der letzteren noch weiter zu verschärfen (vgl. Brandel et al. 1999)...
Erhebliche Schwierigkeiten sind auch in der Einführung der Budegierung als neuen Steuerungsmittel darin beobachtet worden, dass weiterhin  „einseitig als Input-Budgetierung“ verfolgt wird und „die umbenannten Querschnittsämter ihre auf Input-Steuerung und adhoc.-Eingriffe fixierte Steuerungsmethodik fortsetzen“ (Banner 2000: 286)
In der bislang umfassendsten Evaluationsstudie zur NSM-angeleiteten Modernisierung der Kommunalverwaltung (Bogumil et al. 2007) wird resümiert, „ein umfassender ‚Paradigmenwechsel’ der deutschen Verwaltung vom weberianischen  Bürokratiemodell zum New Public Management (sei) allerdings nicht feststellbar… Gemessen an den ursprünglichen Absichten des NSM könnte man in einem harten Soll-Ist-Vergleich von einem weitgehenden Scheitern sprechen… Anstatt neo-weberianischer Verwaltungsstrukturen ist in vielen Kommunen … so etwas wie eine Rückkehr zu Max Weber festzustellen“. Gestützt auf die Untersuchung von Bogumil et al. 2007 sowie auf andere Quellen (Landesrechnungshöfe) gelangt Holtkamp 2008: 424 zur Einschätzung,  das  NSM „als gescheitert einzuordnen“.  Eine differenziertere und abwägendere Einschätzung vertreten Banner 2008 sowie Reichard 2011.

Auch auf Landesebene hat im Falle Baden-Württembergs der dortige Landesrechnungshof zur Umsetzung der Neuen Steuerungsinstrumente (NSI) durch die Landesbehörden kritisch festgestellt, dass sich die „bis Ende 2005 angefallenen Projektkosten für die flächendeckende Einführung der NSI in Höhe von 220 Mio. Euro (…) bisher nicht annähernd amortisiert“ hätten (Rechnungshof Baden-Württemberg 2007: 1). Ferner wird gesagt, dass die „NSI keines ihrer Ziele umfassend erreicht“ hätten sowie, dass sie abgesehen vom Haushaltsmanagementsystem bisher „kaum positive Wirkungen in Bezug auf die Effizienz und die Effektivität der Landesverwaltung entfaltet“ hätten (ebd.: 2). In eine ähnliche Richtung weist der im Jahre 2006 vom Berliner Rechnungshof vorgelegte Bericht zur Umsetzung und zu den Wirkungen Neuer Steuerungsinstrumente (insbesondere dezentrale Ressourcenverantwortung, Ziel-/ Servicevereinbarungen, Kosten- und Leistungsrechnung, Steuerungsdienste, Qualitätsmanagement, Personalmanagement) in den Senatsverwaltungen. Auch hier ist davon die Rede, dass „die von der Verwaltungsreform erwarteten Erfolge und Wirkungen (…) bisher nur in geringem Umfang eingetreten (sind)“ (vgl. Rechnungshof von Berlin 2006: 6). Schließlich sei darauf verwiesen, dass die Neue Verwaltungssteuerung, die in Hessen Mitte der 1990er Jahre als „der umfassendste und grundsätzlichste Reformversuch einer Landesverwaltung“ (Bolay 2012: 17) eingeleitet worden war, inzwischen (nach dem Ausscheiden des Ministerpräsidenten Koch als maßgeblichen Reformmotors) weitgehend zurückgefahren, wenn nicht rückgängig gemacht worden ist (vgl. Bolay 2012) 
Auch zu Verlauf und Ergebnissen der Reform des kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens, das um die Ablösung der Kameralistik und die Einführung der Doppik kreist (vgl. Schöbel 2012: 15 ff.), liegen inzwischen ebenfalls erste evaluative Einschätzungen vor. Die bislang umfassendste Evaluierung, die unlängst  als Kooperationsprojekt des Deutsche  Städtetags und PWC vorgelegt worden ist, kommt zu einem differenzierten, aber insgesamt perspektivisch positivem Ergebnis („Anlass für eine grundlegende Kritik am Rechnungsstil der kommunalen Doppik ist nicht gegeben“, Deutscher Städtetag/PWC 2011: 61). Auch aus wissenschaftlicher Sicht wurde die Grundlogik des neuen Haushaltsrechts für „richtig und kommunalpolitisch auch notwendig“ bezeichnet und auf die Notwendigkeit einer  „angemessenen Lern- und Umstellungsphase“ hingewiesen (Reichard 2011: 286). Dem steht die eher skeptische Einschätzung des Landesrechnungshofs Rheinland-Pfalz gegenüber, der zu dem in diesem Land  seit 1.1.1997 verbindlich eingeführten Neuen Kommunalen Finanzsystem in  Rheinland-Pfalz vom Landesrechnungshof Rheinland-Pfalz ausgeführt, „die Reformziele (seien) noch lange nicht erreicht… Geldwerte Steuerungsvorteile, die den erheblichen Aufwand für Einführung und  Betrieb des neuen Rechnungswesens kompensieren könnten, sind bisher kaum feststellbar“, wobei allerdings auch der Rechnungshof  einschränkend und vorsorglich hinzufügt: „Soweit im Rahmen der Evaluierung auch Einschätzungen zu Nutzen und Aufwand  des neuen Rechnungswesens abgefragt wurden, ist zu berücksichtigen, dass sich ein Großteil der Gemeinden und Gemeindeverbände noch in der Umstellungsphase der Doppik befand. Es ist daher nicht auszuschließen, dass einzelne Einschätzungen mangels ausreichender Erfahrung noch vorläufig sind“ (Landesrechnungshof Rheinland-Pfalz 2011). Schließlich sei auf die geradezu vernichtende Kritik einzelner kommunaler Praktiker hingewiesen  (vgl. Lutz 2009: „Reformruine kommunale Doppik“; Treber 2009: „Doppik – mehr Frust als Lust“, vgl. Schöbel 2012: 104 f. mit weiteren Nachweisen).
4. Verwendung von Evaluation in Politik und Verwaltung
Es ist eine „uralte“ Frage, ob und wie der Fundus gesellschaftlich verfügbaren Wissens für  (bessere) politische Entscheidungen genutzt werden könne. In dem Maße, wie wissenschaftlich (sowie anderwärts) generierte Wissen, nicht zuletzt durch den enormen Aufschwung der  Evaluationsforschung,  geradezu exponential zugenommen hat, stellt sich diese Frage mit umso größerer Dringlichkeit.  Bereits Anfang derf 1950er Jahre, vor dem Hintergrund der Katastrophe des 2. Weltkriegs und des gebotenen Wiederaufbaus demokratischer Gesellschaften trat Harold Lasswell mit dem Konzept und der Forderung von policy sciences“ als einer Beratungswissenschaft hervor, die die Aufgabe, die sich stärker ausbildende  Fragmentierung des Wissens („excesssive atomization of knowledge“) durch „interdisziplinäre“ Anstrengungen und eine Kumulierung des Wissens für das „Policymaking“ (policymaking)  mit dem Ziel von „policy sciences of democracy“ (vgl. Lasswell 1951: 3, vgl. hierzu auch Wagner et al. 1991b). Unlängst wurde die Vorstellung und Forderung, die zu treffenden politischen Entscheidung auf das verfügbare einschlägige Wissen zu gründen, unter der britischen Labour Regierung auf die griffige Formel eines evidence based policy making (vgl. Cabinet Office 1999
, vgl. auch etwa Davies2004).
Im folgenden soll die gezielte Nutzung von durch Evaluation generiertem Wissen in Politik und Verwaltung in zwei Aspekten kurz diskutiert werden.

4.1. Evaluation als (mehr- und wechselseitiger) Lernprozess
Zunächst sei an die bekannte Habermas’sche Unterscheidung  zwischen „dezisionistischem“,  „technokratischem“ und „pragmatischem“  Entscheidungsmodell (Habermas 1968) angeknüpft (vgl. etwa Wewer 2009: 404 f.), wonach  das letztere, anstatt, wie die beiden ersteren, auf die einseitig politisch oder technokratisch determinierte Entscheidung zu setzen,  im Verhältnis von Politik einerseits und Gesellschaft, Wissenschaft usw. andererseits in einen dialogischen Prozess von wechselseitigen Erkenntnisgewinn und Interessenausgleich eingebettet ist.

Innerhalb des Evaluierungsprozesses (zwischen ex-ante-, formativen/ongoing und ex-post Evaluationschritten) ist insbesondere die „formative/ongoing“ Phase geeignet, den „Dialog“ zwischen dem politischen/administrativen Entscheider/Praktiker und dem Evaluator insbesondere in jener Form von „Begleitforschung“ (vgl. Wollmann 1988) zu ermöglichen, in der sich dieser nicht auf (den strengen Regeln der Wissenschaftlich verpflichtete) „distanzierte Analyse“ beschränkt, sondern den Schritt zu aktiver Beratung und Mitgestaltung setzt. In der letzteren  Variante steht der Gewinn eines beider-  und wechselseitigen Erkenntnis- und Handlungsgewinns im Vordergrund – auf die Gefahr hin („der Weg/der Prozess ist wichtiger als das Ziel“), dass das Analyseziel eines strengen Soll-Ist-/Vorher-Nachher-Vergleichs in den Hintergrund gerät und methodisch eingetrübt wird. Der Ablauf des mehrphasigen Evaluierungsverfahrens (zwischen ex ante, ongoing/mid term und ex post) der EU Strukturförderung macht sich diesen möglichen Dialog- und Lerngewinn durch die Einrichtung von sog. Begleitausschüssen zu eigen (vgl. Lang/Schwab/Wollmann 2000), denen dezentrale/lokale Projektträger, Projektverantwortliche der Landesregierung und ein Vertreter der EU Kommission angehören und die den Fortgang der Projektimplementation und dessen mögliche Korrektur diskutieren und entscheiden. Schließlich sei in diesem Zusammenhang auf das von Jean Claude Thoenig in die Diskussion gebrachte Konzept einer „Quasi-Evaluation“ verwiesen (vgl. Thoenig 2003), gemäß der bei der  Einleitung einer Evaluationsuntersuchung (zunächst) auf „harte“ methodische Anforderungen verzichtet wird und (jedenfalls zunächst) die Aufgabe im Vordergrund steht, durch Kommunikation und Dialog zwischen beteiligten Praktikern und Evaluatoren ein „Vertrauensklima“ zu schaffen, das auf das gemeinsame Gelingen des Projektes gerichtet und nach Möglichkeit den Boden für eine nachfolgende „harte“ Evaluierung bereitet.

4.2.  Wissensnutzung (knowledge utilitilization) in und von Evaluationsforschung
In der sog. Wissensnutzungsforschung (knowledge utilization research), die in den USA auf die 1960er Jahre zurückgeht (und in Carol Weiss ihre „Doyenne“ hat, vgl. Weiss 1977, 2001) und in einem DFG Projektverbund (vgl. Beck/Bonß 1984) einen wichtigen Anlauf hatte (vgl. Wollmann 2009: 392 ff., 2011a, 747 ff mit Nachweisen) sind für die Nutzung/Verwendung
 von (sozial-)wissenschaftlichen Wissen in Politik und Verwaltung  vor allem drei (auf Weiss 1977 bzw. Patton 1967 zurückgehende) Modelle vorgeschlagen worden (vgl. auch Spiel/Bergsmann 2009: 480, Fabian 2009: 500 ff), nämlich

· instrumentelle Nutzung als unmittelbare und praxisbezogene Verwendung von Evaluationsergebnissen durch Auftraggeber und andere Stakeholder zur Entscheidungsfindung,

· konzeptionelle Nutzung als Rezeption grundlegender  Erkenntnisse über Funktionsweisen eines Programms und eher indirekte Einwirkung auf Überzeugungen, Handlungsprämissen usw.. 

· Prozess-Nutzung (process-use, process-related use) als Lernprozess während der laufenden Evaluierungsprozesses (womit weitgehend die oben erwähnte formative ongoing Evaluierungsphase übereinstimmt). 

Für die institutionelle Architektur, durch die Rezeption und Verarbeitung von Evaluationsergebnisse gefördert bzw. behindert werden kann, sei an dieser Stelle auf die ausführlicheren Darstellungen bei Konzendorf 2009,  Wollmann 2010a: 748 ff. sowie vergleichende kritische Einschätzung bei Widmer/Leeuw 2009) verwiesen.
Aus der „Wissensverwendungsforschung“ ist seit langem bekannt, dass die direkt unmittelbare (instrumentelle) Anwendung und Umsetzung von Forschungsergebnissen ejher selten ist und relevantes Wissen vielmehr vielfach über eher komplizierte (fachwissenschaftliche, mediale) Vermittlungsprozesse, oft mit Verspätung, zu den politischen Entscheiden gelangt und in deren Handlungswissen und –prämissen „einsickert“ (vgl. hierzu etwa Weiss 1977, 2001). Für eine Fallstudie zur Wissensnutzung in der Gesetzgebung vgl. Krautzberger/Wollmann 1988.

 Die methodischen, konzeptionellen und empirischen Schwierigkeiten, der Anwendung und Umwetzung von Wissen in Politik und Verwaltung auf die Spur zu kommen, mögen erklären, weshalb auch die  „Evaluierung der Evaluierung“, dh. die Erforschung der Frage, ob, wann und warum Evaluationsergebnisse in der Politik- und Verwaltungspraxis angewandt, umgesetzt werden, noch ein weitgehend weißes Feld ist (für ein frühes Beispiel vgl . Hellstern/Wollmann 1984e).
In einer vom Bundesrechnungshof  1989 vorgelegten „Evaluierung der Evaluierung“, in die alle Bundesministerien einbezogen wurden, war dieser zum Ergebnis gekommen: „Die Umsetzung von Evaluationsergebnissen ist gering“ (Bundesrechnungshof 1989, 30, vgl. auch Stockmann 2006; 33). Auch in seiner Nachfolgeuntersuchung von 1998 gelangt der Bundesrechnungshof zu einer kritischen Einschätzung: „Die Umsetzung der Ergebnisse der Erfolgskontrolle zur finanzwirtschaftlichen Steuerung (z.B. Korrektur, Fortführung oder Einstellung einer Maßnahme) war mit Ausnahme einiger Ressorts sehr unterschiedlich, insgesamt jedoch gering. In einzelnen Fällen wurde sogar entgegen den Kontrollergebnissen Maßnahmen eingestellt oder fortgeführt, ohne dass dafür Begründungen gegeben wurden“ (Bundesbeauftragter 1998: 27). 

Geht man davon aus, dass die Feststellungen, die der Bundesrechnungshof, in seinen  Jahresberichten zu administrativen Mängeln der Ministerien und Dienststellen des Bundes trifft auf internen oder auch externen Evaluierungen beruhen, lassen sich Bemerkungen dazu, ob diesen Beanstandungen in der Folgezeit abgeholfen worden ist oder nicht, ebenfalls hier interessierende „Evaluierung der  Evaluierung“ interpretieren. In den Jahresberichten („Bemerkungen“) finden sich verstreut Feststellungen, dass kritische Befunde des Rechnungshof „umgesetzt“ bzw nicht umgesetzt worden sind (vgl. etwa Bundesrechnungshof 2011: S.  37,.131, 204, 214, 293). Dem ist hinzufügen, dass in den Jahresberichten gedruckten „Bemerkungen“ vermutlich die „Spitze des Eisbergs“ darstellen und die Ministerien anderen Beanstandungen im Vorfeld bereits abgeholfen haben und damit in der veröffentlichten „Evaluierung der Evaluierung“ nicht mehr auftauchen.
Mit diesem insgesamt eher enttäuschenden Befund zur Umsetzung von Evaluationsergebnissen stimmt das Ergebnis einer jüngst bei den Bundesministerien durchgeführten schriftlichen Befragung überein, die – bei freilich sehr schmalem Rücklauf – darauf hindeutet, dass die „Diskrepanz zwischen der Relavanz, die der Nutzung der Evaluationsfunktion zukommt, und ihrer tatsächlichen Realisierung sehr groß” sei.  (Spiel/Bergsmann 2009: 465
).

Abschließend sei auf eine im Auftrag der  EU durchgeführte „Evaluation der Evaluation“ der Strukturförderprogramme der EU hingewiesen, in der zusammengefaßt ausgeführt wird: “The  the most common contribution of evaluation work lies in the improvement of  the implementatin of financial interventions, action programs and the like. However there are policy instruments of the Commission where evaluation is not yet so common and the influence is also less evident (legislation etc.)….Overall allocation of EU resources is certainly not determined on efficiency goals, but much more by political decision making. The study shows that especially such decisions are generally very little informed by evaluation” (EPEC 2005: 57-58, italics in original text, H.W.).   
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� An dieser Stelle sei daran erinnert, dass in der US-amerikanischen Politikwelt „programs“ als zielgerichteter Einsatz von personellen, organisatorischen und finanziellen Ressourcen ein gängiger, wenn nicht vorrangiger Typus (bundes-).staatlicher Aktivitäten (z.B. Social Action Program) und Intervention ist, während sich in der deutschen Politiktradition staatliches Handeln stärker über Gesetzgebung und deren Implementation vollzieht. Vor dem Hintergrund dieses politikkonzeptionellen und –instrumentellen Unterschieds ist die inhaltliche Engführung des (von Derlien 1981  präferierten) Terminus Programmforschung) im deutschen Kontext im  Auge zu behalten.


� Vgl hierzu insbesondere die Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu § 7 BHO, insbesondere in der Fassung vom 14.3.2001, vgl. unten Fußnote 8


� 	Zur Unterscheidung von „substanzieller“ und „institutioneller“ Politik vgl. auch Knöpfel/Bussmann 1997: 59  


�  Vgl. „system improvement“, Pollitt/Bouckaert 2004: 120, „improving the capactiy of the administrative system“, Pollitt/Bouckaert 2004: 174 oder auch „effects on the political-administrative decision-making system“, vgl. Christensen/Lagreid 2001: 32 f.).


�  Für das Beispiel einer fruchtbaren Umsetzung und Anwendung dieser analytischen Unterscheidungen zur  Strukturierung einer umfangreichen  Evaluationsstudie vgl. Bogumil/Grohs/Kuhlmann/Ohm 2007). 





� für ausführliche Diskussion von Begriffen  und Definitionen von Evaluation, „Erfolgskontrolle“ usw. vgl. Bundesbeauftragter 1998: 14 ff.


� Zu Verfahren und Varianten der  „Erfolgskontrolle“ vgl. auch die Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu § 7 Bundeshaushaltsordnung in der Fassung vom 14.3.2001, vgl. unten Fußnote 8





� Vorläufige Verwaltungsvorschriften zu § 7 Bundeshaushaltsordnung in der Fassung vom 14.3.2001


Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen als Instrument der Erfolgskontrolle





Die Erfolgskontrolle ist ein systematisches Prüfungsverfahren. Sie dient dazu, während der Durchführung (begleitende Erfolgskontrolle) und nach Abschluss (abschließende Erfolgskontrolle) einer Maßnahme ausgehend von der Planung festzustellen, ob und in welchem Ausmaß die angestrebten Ziele erreicht wurden, ob die Maßnahme ursächlich für die Zielerreichung war und ob die Maßnahme wirtschaftlich war.





Bei Maßnahmen, die sich über mehr als zwei Jahre erstrecken, und in sonstigen geeigneten Fällen sind nach individuell festzulegenden Laufzeiten oder zu Zeitpunkten, an denen abgrenzbare Ergebnisse oder Teilrealisierungen einer Maßnahme zu erwarten sind, begleitende Erfolgskontrollen durchzuführen. Sie liefern vor dem Hintergrund zwischenzeitlich eingetretener ökonomischer, gesellschaftlicher und technischer Veränderungen die notwendigen Informationen für die Entscheidung, ob und wie die Maßnahme fortgeführt werden soll.





Von der begleitenden Erfolgskontrolle ist die laufende Beobachtung zu unterscheiden. Im Gegensatz zum systematisch angelegten umfassenden Prüfungsverfahren der Erfolgskontrolle ist sie eine fortlaufende gezielte Sammlung und Auswertung von Hinweisen und Daten zur ergänzenden Beurteilung der Entwicklung einer Maßnahme.





Alle Maßnahmen sind nach ihrer Beendigung einer abschließenden Erfolgskontrolle zur Überprüfung des erreichten Ergebnisses zu unterziehen.








� Vgl. hierzu die ab 2000 jährlich fortgeschriebenen „Annual Evaluation Reviews“ der EU Kommission              mit downloads


� http://ec.europa.eu/dgs/secretariat_general/evaluation/docs/final_aer_2009_en.pdf


� Hiermit wird auf das in der Evaluationsliteratur verwendete Bild von den mehreren „Wellen“ der Evaluation angespielt, vgl. Wagner/Wollmann 1986, Derlien 1990a, 1990b, Wollmann 2003b, 2012





� 	Zum Beispiel des Landes Baden-Württemberg vgl. Innenministerium Baden-Württemberg 1999: 128 ff.


�  Dem war in NRW die Einführung als Modellprojekt zum 1.1.2005 vorausgegangen.t


� Mit unterschiedlicher Terminologie, z.B.Neues Kommunales Finanzmanagement in Nordrhein-Westfalen, Neues Kommunales Rechnungs- und Steuerungssystemi in Hessen, Neues Kommunales Rechnungswesen in Niedersachsen


� Das von den schwedischen Kommunen kollektiv seit den späten 1980er Jahren betriebene, ungewöhnliche und beispielhafte interkommunale Benchmarking-System ist dadurch gekennzeichnet, dass es für jedermann über Internet zugänglich die Kosten kommunaler Tätigkeiten in einem breiten Satz von Dienstleistungen jährlich gemeinde- und aufgabenscharf dokumentiert („Vad kostar versamheten i Din kommun?“, „Was kosten die Tätigkeiten in Deiner Kommune?“; siehe Einzelheiten bei Wollmann 2008: 228 mit Nachweisen).


� 	Zu Anwendungsbeispielen in Baden-Württemberg vgl. Innenministerium Baden-Württemberg 1999: 122, sowie in Nordrhein-Westfalen vgl. Innenministerium NRW 2001: 16 f.


� vgl. Wollmann 2000: 219 ff für eine detaillierte Übersicht über die bis in die späten 1990er Jahren vorliegenden evaluativen Untersuchungen, ihren Fragestellungen, Methoden, Ergebnissen  usw..


� Vgl. auch unten Fußnote 14


� Government „must produce policies that really deal with problems, that are forward-looking and shaped by evidence rather than a response to short-term pressures; that tackle causes not symptoms“


� zur begrifflichen Abgrenzung zu „Nutzung/Verwendung“ „Nützlichkeit“ und „Nutzen’“  vgl. Spiel/Bergsmann 2009: 478)


� Wie die Verfasserinnen allerdings selber ausdrücklich einräumen, ist die empirische Basis ihrer „partielleen Bestandsaufnahme“ sehr schmal: Von den 15 deutschen Bundesministerien, denen der Fragebogen zugeschickt wurde, kamen vollständig ausgefüllte Fragebogen nur von zwei zurück, vgl. Spiel/Bergsmann 2009: 483
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